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Es geht um 
unser Geld!

E
in Deckungsgrad von nur 
noch 81,2 Prozent! Die 
Zürcher Beamtenpensions-

kasse BVK, eine der grössten 
Pensionskassen der Schweiz, 
ist ein schwerer Sanierungsfall.

Und zudem ist sie in ein Beste-
chungsverfahren verwickelt! 
Der Staatsanwalt wirft dem 
zwischenzeitlich entlassenen 
BVK-Anlagechef vor, über  
Jahre hinweg 1,7 Millionen 
Franken kassiert zu haben.  
Es steht ein Prozess an, wie es 
ihn seit Menschengedenken 
nicht gegeben hat.

Fremdes Geld zu verwalten ist 
eine sehr anspruchsvolle Auf-
gabe. Vor allem dann, wenn 
die Renditevorgaben hoch, 
vielleicht sogar zu hoch sind. 
Bei Pensionskassen kommt 
dazu, dass die Verwalter zwar 
meist gut verdienen, aber im 
Vergleich zu Bankern eher be-
scheiden entlohnt sind. 

Die Verwalter und die Banker 
haben immer wieder miteinan-
der zu tun. Die Verwalter lie-
fern das Geld, mit denen die 
Banker ihre teils exorbitanten 
Boni verdienen. 

Die Versuchung, sich die Gunst 
erkaufen zu lassen, ist darum 
gross. Mit einer Reihe von or-
ganisatorischen Massnahmen 
wird zu verhindern versucht, 
dass die Verwalter schwach 
werden. In den meisten Fällen 
gelingt das. Doch der Herr 
über die Zürcher Milliarden 
hat sich gemäss Anklage 
schmieren lassen.

Was lernt man als normales 
Pensionskassen-Mitglied aus 
dem Fall BVK? Es lohnt sich, 
sich ab und zu kritisch mit sei-
ner Kasse zu befassen – und 
nicht einfach nur die Post in  
einem Ordner abzulegen. Also 
etwa bei der Wahl der Organe 
mitzumachen. Den Leuten, die 
sich um die Aufsicht kümmern, 
den Rücken zu stärken. Denn 
es geht um unser Geld!
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Jörg Weber (55)
Der Gründer der Modekette  

Chicorée sträubt sich gegen die 

andauernden Klagen über den 

Franken-Euro-Wechselkurs. 

Man solle nicht immer nur über 

die Nachteile des 

starken Frankens re-

den, sagte er der 

«Aargauer Zei-

tung». Für ihn 

sei die starke 

Schweizer 

Währung ein 

Vorteil: «Das 

muss doch 

auch einmal ein 

Unternehmer 

sagen.»

SMI 5495.7 (–0.7%) î

DOW JONES 10 655.3 (–2.4%) î

EURO/CHF 1.22 ì

USD/CHF 0.92 ì

GOLD 48 724 Fr./kg ì

ERDÖL 102.43 $/Fass î

Börse & Devisen

Das Schaulaufen geht los

K
aum ist das Calmy-Ab-
schiedslied «Les trois 
cloches» verhallt, läutet 

der erste Anwärter den o&ziel-
len Kampf um ihre Nachfolge 
ein: Der Walliser Nationalrat 
Stéphane Rossini gab gestern 
seine Kandidatur bekannt. Für 
eine «Schweiz mit Grips» will er 
einstehen und die Vertretung 
der Rand- und Bergregionen im 
Bundesrat verbessern.

Schon heute geht das SP-
Schaulaufen weiter. Mit Stän-
derat Alain Berset (FR) wirft  
einer der Kronfavoriten seinen 
Hut in den Ring. Sein schärfster 
Konkurrent, Regierungsrat  
Pierre-Yves Maillard (VD), lässt 
sich etwas mehr Zeit. Erst nach 
den Wahlen vom 23. Oktober 
will er seinen Entscheid verkün-

den. Alles andere als eine Kan-
didatur wäre eine Überra-
schung, wie ein Weggefährte 
sagt. Seine Partei hat bereits 
den 29. Oktober für eine allfäl-
lige Nomination reserviert.

Die Tessiner Nationalrätin 
Marina Carobbio räumt ihr Inte-
resse o[en ein. «Die Herausfor-
derung reizt mich ernsthaft», 
sagt sie zu BLICK. Sie wolle aber 
keine Tessiner Alibi-Kandidatur 
sein. Abhängig macht sie ihren 
Entscheid deshalb von ihrem 
Wahlresultat am 23. Oktober 
und überparteilicher Unterstüt-
zung aus dem Südkanton. Letz-
tere wird erst möglich, wenn 
der gehässige Wahlkampf vor-
bei ist.

Weiter im Rennen bleiben  
die Regierungsräte Jean Studer 

Gestern Stéphane Rossini, heute Alain 

Berset. Die SP-Bundesratsanwärter legen 

nach und nach ihre Karten auf den Tisch.

Von Irène Harnischberg

W
ir müssen über die 
Dienstpflicht reden, 
die Zeiten haben sich 

verändert», sagte Pierre Mau-
det (33, FDP), Präsident der 
Eidgenössischen Kommission 

für Kinder- und Jugendfragen 
und Genfer Stadtpräsident. 

Die Fakten

u Die allgemeine Dienstpflicht 
wird nicht mehr eingehalten. Ein 
Drittel der dienstpflichtigen 
Schweizer ist untauglich.

u 2010 umfasste die Armee 
rund 194 000 Mann. Geht es 
nach dem Willen des Parlamen-
tes, werden es künftig nur noch 
100 000 Mann sein. 
u Die Gesuche für Zivildienst 
haben explosionsartig zuge-
nommen.
u Der Grossteil der Bevölke-
rung will an der Dienstpflicht 
nicht rütteln. 

Letztes Jahr wurde die Hälf-
te der Zivildienstgesuche nach 
der Rekrutenschule einge-
reicht. «Das zeigt, dass sich die 

Jungen engagieren wollen», 
sagt Maudet und schlägt des-
halb vor:
u Künftig soll jeder Schweizer 
Jugendliche frei wählen können 
zwischen Militär- und Zivil-
dienst. Beide Dienste dauern 
gleich lang.
u Die Dienstpflicht wird als Ver-
trag zwischen dem Jugendli-
chen und dem Staat angesehen. 
Der Jugendliche widmet dem 
Staat eine bestimmte Zeit sei-
nes Lebens, im Gegenzug wird 
dieses Engagement von den Be-

hörden durch «attraktive Ein-
sätze» honoriert.
u Der Verfassungsartikel wird  
mit einem Absatz ergänzt, wo-
nach die Armee Priorität hat. 
u Auch Frauen sollen die Mög-
lichkeit haben, Zivildienst zu 
leisten – auf freiwilliger Basis.
u Der Zivildienst soll auch aus-
ländischen Jugendlichen zu-
gänglich gemacht werden – 
quasi als Integrationshilfe:

Mögliche Aufgaben für Zivil-
dienstleistende sieht die Kom-
mission nicht nur im Gesund-

Jeder Jugendliche soll der 
Schweiz dienen – sei es im  
Militär oder im Zivildienst. 

Zürich – Auf der Suche nach dem 

Nachfolger von Oswald Grübel als 

Chef der Schweizer Grossbank UBS 

winkt ein Kandidat ab. Hugo Bänzi-

ger, derzeit im Vorstand der Deut-

schen Bank, will nichts von einem 

Wechsel wissen: «Ich stehe voll 
zur Deutschen Bank und habe 
keine Absicht, diese zu verlas-
sen», sagte der Schweizer gestern 

zur Nachrichtenagentur Reuters. 

Wegen seiner Erfahrung im Risiko-

Management galt Bänziger als aus-

sichtsreicher Grübel-Nachfolger.

Lässt er sich nicht umstimmen, ist 

das ein Rückschlag für Axel Weber. 

Der Nachfolger von Kaspar Villiger 

als UBS-Präsident ist bereits durch 

einen Beratervertrag mit der UBS 

verbunden und wird bei der Chef-

Wahl mitbestimmen, wie der «Ta-

ges-Anzeiger» schreibt. Bänziger 
soll Webers erste Wahl gewe-
sen sein. Somit steigt die Chance 

des provisorischen Chefs Sergio  

Ermotti auf die Grübel-Nachfolge.
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E
s ist nicht alles Gold, was 

glänzt – dieser Bär hier 

schon gar nicht. Dafür 

lässt er sich nach Lust und Lau-

ne vernaschen. Einfach bärig 

sind die ersten Bilder der Welt-

neuheit aus der Schoggifabrik 

Lindt & Sprüngli. Sie werden 

demnächst in Zeitungen, Ma-

gazinen sowie an Bahnhöfen 

und internationalen Flughä-

fen zu sehen sein. 
Wie BLICK erfahren hat, 

kommt der Freund des be-

rühmten Gold-Hasen bereits 

nächste Woche in den Schwei-

zer Handel. Lindt-&-Sprüngli-

Präsident Ernst Tanner (65) 

ho+t, mit dem goldigen Bären 

für die Weihnachtszeit einen 

«ähnlich grossen Wurf» zu lan-

den wie mit dem Gold-Hasen 

an Ostern. Bei 
den saisona-
len Produkten 
ist die Marge 
um einiges 
besser als bei 
der übrigen 
Schokolade, 
sagte Tanner 
an der letz-
ten General-
versamm-
lung. 

BLICK 
schätzt: Zum Umsatz von  

Lindt & Sprüngli von über 2,5 

Milliarden Franken im Jahr 

2010 dürfte der Gold-Hase zwi-

schen 250 und 300 Millionen 

Franken beigesteuert haben. 

Unterstützung erhält Tanner 

von Credit Suisse: In der ges-

tern global gestarteten Werbe-

kampagne der Grossbank 

spielt der goldige Zeitgenosse 

eine Hauptrolle – zur Veran-

schaulichung, dass Kunden 

der CS vertrauen können. 

 Ulrich Rotzinger 
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 Zum Umsatz von 

Ein Freund für  
den Gold-Hasen

Das Lindt-Sujet der neuen,  

globalen Credit-Suisse-Kampagne  

sei eine Hommage an den Film  

«Lost in Translation»: Lindt-Chef 

Ernst Tanner. Foto: ZVG

Zum Anbeissen: 

Ernst Tanner und  

der Gold-Bär beim  

Fotoshooting. 

Einfach bärig!

Stéphane     Rossini 
tritt ohzie   ll an.

Elisabeth     Baume 
ist interess   iert.

Bänziger will nicht zur UBS

Dossier blick.ch

UBS

Calmy-Rey-Nachfolge
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Die indische Präsidentin Pratibha Patil und 
Bundespräsidentin Micheline Calmy Rey mit ihren 

Gatten Devisingh Ramsingh und André Calmy 
winken auf dem Bundesplatz den Bernern zu.
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für Kinder- und Jugendfragen
Eidgenössische Kommission
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9
Milliarden Dollar

So hoch ist der Schaden, den  
Piraten auf den Weltmeeren  

jährlich verursachen. Somalische 
Piraten halten derzeit 26 Schi<e 

mit 600 Seeleuten gefangen. 

POLITIK
& WIRTSCHAFT

Über Mühleberg wird 
ö/entlich verhandelt
Bern – In Bern kommt es am  
13. Dezember zu einer ö<entlichen 
Verhandlung zur Beschwerde von 
AKW-Gegnern gegen die unbefris-
tete Betriebsbewilligung für das 
Atomkraftwerk Mühleberg. Das 
Bundesverwaltungsgericht, das sie 
durchführt, wird aber an diesem 
Tag keinen Entscheid fällen. Ur-
sprünglich sollte hinter verschlos-
senen Türen verhandelt werden.

Cleantech-Initiative 
zustande gekommen
Bern – Die Cleantech-Initiative der 
SP ist oUziell zustande gekom-
men. Das Volksbegehren «Neue 
Arbeitsplätze dank erneuerbarer 
Energien» verlangt, dass die 
Schweiz bis 2030 ihren Energiebe-
darf mindestens zur Hälfte aus er-
neuerbaren Energien deckt. Heute 
liegt der Anteil mit 20 Prozent 
deutlich darunter. Die Initianten er-
ho<en sich durch die Energiewen-
de über 100 000 neue Arbeitsplät-
ze in den nächsten 20 Jahren.

CS glaubt nicht an  
Ende der Eurozone
Zürich – Die Grossbank Credit  
Suisse (CS) hält ein Auseinander-
brechen der Euro-Zone für eher un-
wahrscheinlich. CS- Chefökonom 
Oliver Adler geht stattdessen da-
von aus, dass sich die europäische 
Staaten- und Währungsgemein-
schaft noch eine Weile «durch die 
Krise wurstelt». In Frankreich und 
Italien drohe Rezession. 

Migros-Onlineladen 
LeShop.ch floriert
Bern –  Der Online-Lebensmittel-
händler der Migros, LeShop.ch, hat 
in den ersten drei Quartalen 2011 
Waren für 113 Millionen Franken 
verkauft. Das sind rund 2,5 Prozent 
oder 3 Millionen mehr als nach dem 
dritten Quartal 2010. Wesentlich 
zum Erfolg beigetragen haben die 
Bestellungen via Smartphone.

Media Markt wehrt sich 
gegen Verkaufsverbot
Zürich – Nachdem das Kantons-
gericht Waadt auf Verlangen von 
Néstle den Verkauf von Nespresso-
Klonen bei Media Markt verboten 
hat, überlegt sich die Handelskette 
einen juristischen Gegenschlag: 
«Wir prüfen rechtliche Schritte, um 
diese Ka<ee-Kapseln so bald als 
möglich wieder verkaufen zu kön-
nen», sagt Thomas Keil, CEO der 
Media Saturn Management AG.

Neue Hiobsbotschaften 
aus Griechenland
Athen – Griechenland wird voraus-
sichtlich seine mit den Geldgebern 
vereinbarten Defizit-Ziele auch 
2012 verfehlen. Gemäss dem Haus-
haltsentwurf der Regierung wird 
sich der Schuldenberg im kommen-
den Jahr auf 371,9 Milliarden Euro 
erhöhen. Derweil empfiehlt der US-
Finanzkrisenprophet Nouriel Roubi-
ni gegenüber «Bloomberg», dem 
Euro-Rettungsfonds in den nächs-
ten Wochen eine Finanzspritze von 
mindestens 2 Billionen Euro zu 
verpassen.

«Franken ist 
immer noch 
sehr hoch»
Interview: Henry Habegger

Frau Bundesrätin, das Land 

staunt über Ihre angeblichen Aus-

sagen zur Frankenstärke.

Eveline Widmer-Schlumpf: Ich 
staune selbst auch über das, 
was ich da gesagt haben soll.
Laut der Meldung der Presseagen-

tur Reuters sollen Sie gesagt ha-

ben, dass Sie einen Eurokurs von 

1.20 Franken für angemessen hal-

ten sollen. Aus heutiger Sicht ge-

nüge das.

Das habe ich nicht gesagt. Die 
zuständige Journalistin der 
Nachrichtenagentur Reuters 
hat sich mittlerweile bei mir 
entschuldigt. Es tue ihr ausser-
ordentlich leid. Grund für die 
Panne sei ein Übersetzungsfeh-
ler des deutschen Dienstes in 
Frankfurt.
Was haben Sie denn wirklich ge-

sagt?

Die Agentur hat mich gefragt, 
was ich zur Festlegung der Un-
tergrenze von 1.20 Franken 
sage. Ich sagte, das habe o%en-
sichtlich Wirkung gezeigt. Sie 
fragte mich, was ich zu einer 
möglichen Erhöhung der Unter-
grenze auf 1.25 oder 1.30 sage. 
Ich antwortete, es sei Sache der 
Nationalbank, das zu beurtei-
len, denn Währungspolitik ist in 
ihrer alleinigen Kompetenz. Ich 
sagte auch noch, die Situation 
sei namentlich für die Exportin-
dustrie und den Tourismus nach 
wie vor schwierig, weil der 
Franken immer noch hoch ist. 
Dass sich die Nationalbank aber 
nach deren eigener Aussage je 
nach Wirtschaftsentwicklung 
oder deflationären Tendenzen 
Schritte überlegen werde.
Einige Leute schlossen aus Ihren 

angeblichen Aussagen auch, dass 

die Nationalbank gar nicht die Mit-

tel habe, die Untergrenze weiter zu 

erhöhen. Was ist da dran?

Nichts. Die Nationalbank ist mit 
Sicherheit in der Lage, die not-
wendigen Massnahmen zu tref-
fen. Was immer sie auch für not-

wendig erachtet.
Haben Sie Verständnis für Export-

industrie und Gewerkschaften, die 

sagen, der Euro müsste auf 1.35 

oder 1.40 Franken hinauf?

Die Nationalbank selbst hat ge-
sagt, dass der Franken auch mit 
einem Eurokurs von 1.20 noch 
hoch bewertet ist. Dass man da-
rauf ho%t, dass sich der Franken 
weiter abschwächt. Diese An-
sicht teile ich, der Franken ist 
immer noch sehr hoch. Das be-
kommen die Exportwirtschaft 
und namentlich auch der Tou-
rismus zu spüren, das ist klar.
Der Bundesrat arbeitet an einem 

zweiten Massnahmenpaket gegen 

die Frankenstärke. Wo steht es?

Wir beobachten die Entwick-
lung genau und werden allen-
falls bis zur Dezembersession 
Vorschläge machen. In Frage 
kämen Impulsmass- oder Stabi-
lisierungsmassnahmen. Wir 
müssen uns jedenfalls auf alle 
Eventualitäten vorbereiten.
Was macht Ihnen im Moment  

Sorgen?

Einerseits die Entwicklung in 
Europa. Je nachdem, wie sich 
die Lage weiterentwickelt, kann 
sie grossen Einfluss auf den 
Schweizer Markt haben. Gut 60 
Prozent unserer Exporte gehen 

in den europäischen Raum. Für 
uns wäre wichtig, dass sich die 
Situation in Europa etwas stabi-
lisiert. Sorgen machen uns auch 
die rezessiven Tendenzen in 
den USA. Aber im Vordergrund 
steht Europa.
Man spricht auch von einer Ban-

kenkrise.

Was in Europa derzeit passiert, 
hängt natürlich auch mit den 
Banken zusammen. Die Banken 
gewisser Länder haben grosse 
Probleme. Das hatten sie das 
letzte Mal, in der Finanzkrise, 
zwar auch schon. Im Unter-
schied zu heute waren die Staa-
ten aber stark genug, um die 
Banken zu unterstützen. Seit-
her haben sich die Staaten aber 
zusätzlich verschuldet. Darum 
ist das Problem jetzt umso  
grösser.
Können Sie etwas über mögliche 

Inhalte des zweiten Massnahmen-

pakets sagen?

Nein. Das hängt wie gesagt von 
der Entwicklung ab. Es ist bes-
ser, jetzt nicht über Einzelhei-
ten zu spekulieren.
Und der Umfang des Pakets?

Auch das hängt davon ab, wie 
sich die Wirtschaft weiter ent-
wickelt. Wie die Exportwirt-
schaft sich halten und wie sich 
der Tourismus entwickeln wird. 
Aber wir sehen bei beiden Bran-
chen, dass sie Schwierigkeiten 
haben.
Die Lage ist nach wie vor ernst?

Ja. 

Widmer-Schlumpf erklärt im 
BLICK, was sie zur Euro-Unter-
grenze wirklich gesagt hat. 

Finanzministerin Widmer-Schlumpf  

Das Schaulaufen geht los

heits- und Sozialwesen, sondern 
auch im Energiebereich. «Ihnen 
könnte die Aufgabe übertragen 
werden, alle Glühlampen im öf-
fentlichen oder privaten Bereich 
durch Lampen der neuen Gene-
ration auszutauschen.»

Die Kommission will mit dem 
Bericht «Ein Dienst für das Ge-
meinwohl», der jetzt an den 
Bundesrat sowie an alle Natio-
nal- und Ständerate verschickt 
wird, die «dringend nötige»  
Diskussion vorantreiben, sagt 
Maudet.

(NE) und Elisabeth Baume-
Schneider (JU). Beide wollen 
die Nationalratswahlen abwar-
ten. Baume könnte als Argu-

ment in die Waagschale werfen, 
das der jüngste Schweizer Kan-
ton noch nie in der Landesregie-
rung vertreten war. Ihre Chan-
cen stehen eher schlecht. Auch 
für Studer ist die Hürde hoch, 
sitzt mit Didier Burkhalter be-
reits ein Neuenburger im Bun-
desrat. Trotzdem ist eine Kandi-
datur  möglich. Seine Sektion 
verlangt bis zum 26. Oktober 
Klarheit. Sagt er Ja, wird er am 
28. oder 29. nominiert.  

Im Spiel bleibt auch Genf: 
Die 2002 gescheiterte Bundes-
ratskandidatin und jetzige Stän-
derätin Liliane Maury Pasquier 
überlegt sich einen neuen An-
lauf. «Ich bin mir noch nicht si-
cher und brauche noch ein biss-
chen Zeit für meinen Ent-
scheid», sagt sie. Spätestens am  
24. Oktober soll dieser fallen.

Die Parteistrategen sind ent-
zückt. Ein welscher SP-Natio-
nalrat sagt: «Das befeuert unse-
ren Wahlkampf.»  Ruedi Studer

Stéphane     Rossini 
tritt oazie   ll an.

Marina Carobbio 
reizt das Amt.

Alain Berset  
infomiert heute.

Jean Studer lässt 
sich noch Zeit.

Pierre-Yves  
Maillard wartet ab.

Elisabeth     Baume 
ist interess   iert.

Bern – Die indische Präsidentin Pratibha Patil 

hat gestern Nachmittag ihren zweitägigen 

Staatsbesuch in der Schweiz begonnen. Auf 
dem Berner Bundesplatz wurden die 

76-Jährige und ihr Ehemann vom Bundes-
rat mit militärischen Ehren empfangen. 

Nur Justizministerin Simonetta 

Sommaruga fehlte. Zusammen 

mit Bundespräsidentin Micheli-

ne Calmy-Rey schritt die Inderin 

die Ehrengarde ab. Vor dem  

oNziellen Teil hatte Pratibha 

Patil mit ihrem Mann einen  
Spaziergang in der Berner 

Altstadt gemacht. Dabei  

besuchte sie die Bären im Bären-

park, den Rosengarten, das 

Münster und den Zytgloggeturm. 

Heute reist die indische  

Präsidentin mit Calmy-Rey ins 

Waadtland. Indien ist einer der 

wichtigsten Wirtschaftspartner 

der Schweiz in Asien.

Bern Präsidentin Pratibha Patil  – Die indische PräsPräs

Indische  
Präsidentin  

auf Besuch

Eveline Widmer-
Schlumpf wurde  

zwei Mal übersetzt, 
einmal interpretiert. 

Das ging schief.

Calmy-Rey-Nachfolge

Umfrage
Sollen alle Jugendlichen 
dem Land dienen müssen?

DIENSTPFLICHT

  Ja, der Vorschlag ist gut!

  Bin nur einverstanden, wenn auch 
die Frauen ran müssen.

  Nein, die jetzige Regelung ist  
weiterhin zeitgemäss.

Stimmen Sie ab auf Blick.ch

«Untaugliche» 
abschaEen

Wie es zum Wirbel kam
Ein Eurokurs von 1.20 sei ange-
messen, eine weitere Erhöhung 
nicht nötig. Diese angebliche 
Aussage von Eveline Widmer-
Schlumpf sorgte rundum für rote 
Köpfe. Das kam so:
u Samstag, 17.03 Uhr: Der eng-
lischsprachige Dienst der Nach-
richtenagentur Reuters zitiert 
Widmer-Schlumpf bezogen auf 
eine weitere Erhöhung der Euro-
Untergrenze so (Übersetzung aus 
dem Englischen): «Aus heuti-
ger Sicht kann man sagen, 
dass die Massnahme den er-
hoften Erfolg brachte.»
u Wenig später macht die deut-

sche Reuters daraus: «Aus heuti-
ger Sicht sei es (ein höheres 
Wechselkursziel, Anm. der Red.), 
aber nicht nötig.»
u Die Nachrichtenagentur SDA 
spitzt darauf weiter zu: «Nach 
Ansicht der Finanzministerin  
Eveline Widmer-Schlumpf soll 
die Schweiz die Euro-Untergrenze 
von 1.20 Franken beibehalten.»
u Widmer-Schlumpfs Infochefin 
protestierte bei Reuters. Die Jour-
nalistin, die den ursprünglichen 
englischen Text geschrieben hat, 
entschuldigte sich: «Solche Dinge
dürfen nicht geschehen, schon 
gar nicht bei so heiklen Themen.» 
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Am Morgen
besuchte das
Präsidenten-

paar das Berner
Münster.

 Kinder- und Jugendfragen

Das wollen
FDP-Politiker

und die

Eidgenössische Kommission


